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§4
Anleitung und Kontrolle

(1) Die Staatlichen Notariate werden durch den Minister 
der Justiz angeleitet und kontrolliert. Der Minister der Justiz 
sichert die einheitliche Anwendung und Verwirklichung des 
sozialistischen Rechts in der notariellen Tätigkeit. Er leitet 
und kontrolliert die Durchsetzung der sozialistischen Kader­
politik in den Staatlichen Notariaten und schafft die organi­
satorischen, materiellen und finanziellen Voraussetzungen 
ihrer Tätigkeit.

(2) Der Minister der Justiz kann in Übereinstimmung mit 
dem Rat des Bezirkes und den zuständigen Räten der Kreise 
entscheiden, daß für mehrere Kreise ein Staatliches Notariat 
gebildet wird.

(3) Die Direktoren der Bezirksgerichte verwirklichen im 
Aufträge des Ministers der Justiz die Anleitung und Kontrolle 
der Staatlichen Notariate in den Bezirken.

§5
Aufgaben des Leiters

(1) Das Staatliche Notariat wird nach dem Prinzip der Ein­
zelleitung und kollektiven Beratung geleitet. Der Leiter wird 
vom Minister der Justiz ernannt.

(2) Der Leiter des Staatlichen Notariats sichert die ord­
nungsgemäße und gesellschaftlich wirksame Durchführung der 
dem Staatlichen Notariat übertragenen Aufgaben. Ihm obliegt 
insbesondere die politische und fachliche Anleitung der Mit­
arbeiter und die Kontrolle ihrer Tätigkeit.

(3) Der Leiter des Staatlichen Notariats ist für die Erfüllung 
seiner Leitungsaufgaben dem Direktor des Bezirksgerichts 
verantwortlich und rechenschaftspflichtig.

§ 6
Berufung des Notars

(1) Zum Notar können Staatsbürger der Deutschen Demo­
kratischen Republik berufen werden, die dem Volk und sei­
nem sozialistischen Staat treu ergeben sind, Charakterfestig­
keit und Lebenserfahrung besitzen und die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse an einer dafür vorgesehenen juristi­
schen Ausbildungsstätte erworben haben.

(2) Die Berufung und Abberufung der Notare erfolgt durch 
den Minister der Justiz.

§7
Pflichten des Notars

Der Notar ist verpflichtet, in seiner Tätigkeit die sozialisti­
sche Gesetzlichkeit zu verwirklichen und sich aktiv für die 
Erfüllung der Aufgaben des Staatlichen Notariats einzuset­
zen, dabei eng mit den Werktätigen zusammenzuarbeiten, 
ihnen das sozialistische Recht zu erläutern und das Ver­
trauensverhältnis zu ihnen ständig zu festigen, aktiv am ge­
sellschaftlichen Leben teilzunehmen und die Staatsdisziplin 
zu wahren.

§ 8

Schweigepflicht und Aussagegenehmigung
(1) Der Notar ist zur Verschwiegenheit über die ihm in sei­

ner beruflichen Tätigkeit anvertrauten oder bekannt geworde­
nen Tatsachen verpflichtet, soweit nicht durch Rechtsvor­
schriften besondere Anzeige- oder Mitteilungspflichten be­
gründet werden. Das gilt auch für die Zeit nach Beendigung 
seiner Tätigkeit als Notar.

(2) Der durch die Schweigepflicht Geschützte kann den No­
tar von dieser Pflicht befreien. Ist der Geschützte verstorben, 
unbekannt oder unbekannten Aufenthalts, kann der Direktor 
des Bezirksgerichts den Notar von der Schweigepflicht be­
freien.

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1. und 2 gelten für die 
anderen Mitarbeiter des Staatlichen Notariats entsprechend.
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Verfahren

1. Abschnitt 

Allgemeine Bestimmungen

§9
Grundsätze

(1) Das Staatliche Notariat hat im Verfahren den Beteiligten 
ihre Rechte und Pflichten zu erläutern und sie bei deren 
Wahrnehmung zu unterstützen. Es ist verpflichtet, konzen­
triert und zügig den Sachverhalt zu klären, die für eine Ent­
scheidung erheblichen Tatsachen festzustellen und nach den 
Rechtsvorschriften zu entscheiden. Die Beteiligten sind berech­
tigt und verpflichtet, am Verfahren teilzunehmen, insbeson­
dere bei der Klärung des Sachverhalts mitzuwirken.

(2) Das Staatliche Notariat hat das Recht, Zeugen zu ver­
nehmen, Gutachten und Auskünfte einzuholen, Versicherun­
gen der Wahrheit abzunehmen sowie Beteiligten zur Durch­
führung des Verfahrens erforderliche Auflagen zu erteilen.

(3) Soweit das Staatliche Notariat auf Antrag tätig wird, ist 
der Antrag schriftlich zu stellen oder zu Protokoll zu erklä­
ren und vom Antragsteller zu unterschreiben. Anträge können 
geändert oder zurückgenommen werden, solange über sie nicht 
entschieden worden ist.

§10
Örtliche Zuständigkeit

(1) Die örtliche Zuständigkeit des Staatlichen Notariats wird 
bestimmt

1. in Erbschaftsangelegenheiten durch den letzten Wohnsitz 
des Erblassers;

2. in Vormundschafts- und Pflegschaftsangelegenheiten 
durch den Wohnsitz des fürsorgebedürftigen Bürgers;

3. in Pflegschaftsangelegenheiten für Bürger mit unbekann­
tem Aufenthalt sowie für unbekannte oder ungewisse 
Beteiligte durch den Ort, an dem das Fürsorgebedürfnis 
auf tritt;

4. im Verfahren zur Aufhebung der Kindesannahme durch 
den Wohnsitz des Angenommenen;

5. in Hinterlegungsangelegenheiten durch den Ort, an dem 
die geschuldete Leistung zu erbringen ist und, wenn dieser 
außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik liegt, 
durch den Wohnsitz des Schuldners.

(2) Für Beurkundungen und Beglaubigungen, für die Ver­
wahrung von Testamenten sowie für Maßnahmen zur Siche­
rung des Nachlasses ist jedes Staatliche Notariat zuständig.

(3) Das Staatliche Notariat der Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik, Berlin, ist auch zuständig, wenn 
die im Abs. 1 Ziffern 1, 2 und 4 genannten Bürger ihren Wohn­
sitz außerhalb der Deutschen Demokratischen Republik haben. 
Es kann das Verfahren an ein anderes Staatliches Notariat ab­
geben.

(4) Die für die Anleitung der Staatlichen Notariate zustän­
digen Organe können im Einzelfall abweichende Zuständig­
keitsregelungen treffen.

§11
Anzuwendende Bestimmungen

Auf das Verfahren bei Zeugenaussagen und Sachverstän­
digengutachten, für Zustellungen und öffentliche Bekannt­
machungen sowie für die Befreiung von den Folgen einer 
Fristversäumnis sind die Bestimmungen der Zivilprozeßord­
nung entsprechend anzuwenden.


